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Für die baltischen Staaten war 1994 das Jahr der Befreiung von der russischen
Okkupation. Erst am 31. August 1994 wurden auch die beiden nördlichen balti-
schen Staaten mit dem Abzug der russischen Truppen wieder souverän, nachdem
Litauen bereits im August 1993 geräumt worden war. Allerdings blieb eine zeit-
weilige russische Militärpräsenz - wenn auch nicht in Form von Stützpunkten -
vertraglich festgeschrieben: Rußland kann in Lettland den älteren Teil einer
nuklearstrategischen Frühwarn- und Feuerleitanlagen in Schrunden/Skrunda bis
1998 weiterbetreiben und muß sie in den darauffolgenden beiden Jahren ab-
bauen, während in Estland das Schulungszentrum für nuklearstrategische U-Boo-
te in Baltischport/Paldiski bis September 1995 in eigener Verantwortung abge-
baut werden muß1.

Diese Zugeständnisse kamen aufgrund des amerikanischen, schwedischen und
auch deutschen Einwirkens zustande. Die zeitweilige Fortdauer provokationsna-
her, mit der strategischen russischen Interessenlage verknüpfter, russischer Prä-
senz bedeutet allerdings eine potentielle Spannungsquelle zu Rußland und er-
schwert die sicherheitspolitische Einbindung des Baltikums in den Westen2. Eine
gewisse Entschärfung wurde durch eine Vereinbarung über OSZE-Inspektionen
für die Frühwarnstation im lettischen Schrunden erreicht. Hierin zeigt sich zu-
gleich ein Charakteristikum der Lageentwicklung im Baltikum: die erfolgreiche
„Internationalisierung" einer ganzen Reihe von Problemlagen durch aktive Einbe-
ziehung vor allem multilateraler internationaler Institutionen.

Die langwierigen und zunehmend vertrauenswidrigen Verhandlungen über den
Abzug der russischen Truppen haben das historisch begründete Mißtrauen auf
baltischer Seite gegenüber dem Nachbarn erheblich verstärkt, anstatt ein Funda-
ment für Kooperation und Interessenverknüpfung zu legen. Hierzu trug insbeson-
dere die fehlende Bereitschaft auf russischer Seite zu Offenheit und klarer Ziel-
setzung sowie die Vermischung mit anderen Problemen, vor allem mit der Min-
derheitenfrage, bei3. Auch hierin zeigte sich ein Charakteristikum der Sicher-
heitskonstellation im Baltikum: das Ausbleiben einer grundsätzlichen Überwin-
dung des Stalinismus, einschließlich seiner Ergebnisse in Rußland, erschwert
oder verhindert die Gesundheit internationaler Beziehungen. Verstärkt wird diese
Tendenz durch die Neigung, derartige Probleme für andere Zwecke zu instru-
mentalisieren4.
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Innere Konsolidierung

Die in der Sowjetzeit, vor allem in den beiden nördlichen Ländern Estland und
Lettland, im Zuge einer planvollen Sowjetisierung angesiedelten Bevölkerungs-
teile, die überwiegend aus den slawisch-sprachigen Teilen der früheren UdSSR
stammen, sind das schwerwiegendste Problem für die baltischen Staatswesen. Sie
bedrohen bei Anteilen von 48% in Lettland und 38% in Estland die ethnisch-kul-
turell verstandenen Nationen mit existenzbedrohlicher Überfremdung, insbeson-
dere, wenn sie im Interesse auswärtiger Protektionsmächte manipulierbar erschei-
nen. Die baltische Politik richtete sich infolgedessen einerseits darauf, potentiell
politisch gefährliche Teile dieser Bevölkerungsgruppen zu verringern (Verweige-
rung oder Erschwerung der Einbürgerung für Angehörige und Pensionäre der
Sowjetarmee, der Grenztruppen und des KGB), die Einstellung Einbürgerungs-
williger zu den neuen Staaten an den Erweise der Staatstreue zu binden (Sprach-
beherrschung, Treuegelöbnis, Staats- und gesellschaftsbezogene Kenntnisse), aber
auch auf die Erschwerung der Bedingungen für illoyale oder nicht integrations-
willige Bewohner. Andererseits mußten sich Estland und Lettland internationaler
Unterstützung durch Anpassung ihrer diesbezüglichen Gesetzgebung an europäi-
sche Normen und die entsprechende Überprüfung durch den Europarat, die
OSZE sowie die UN versichern5. Der Ausgang dieser „Internationalisierung" re-
gionsspezifischer Probleme führte zu einer für die gesamteuropäische politische
Lage nicht unwichtigen Differenzierung in den baltischen als auch in den russi-
schen Positionen: Während Rußland die aktiven Orientierungsvorgaben der inter-
nationalen Organisationen bei der baltischen Gesetzgebung und -ausfüllung ohne
Identifizierung mit diesen Vorgaben geschehen ließ, nutzten die baltischen Staa-
ten diese Möglichkeit für eine bewußte Einreihung in die westlichen Normen.
Hier wurde eine Abgrenzung der westeuropäischen Integration gegenüber Ruß-
land nicht durch den politischen Unwillen der westlichen Nationen, sondern
durch die baltischerseits und russischerseits unterschiedlich ausgeprägte Bereit-
schaft zur Annahme menschen- und minderheitenrechtlicher Normen hervorgeru-
fen.

Diese Problematik enthält jedoch noch eine andere Dimension von gesamt-
europäischer Bedeutung: die mit höherem Fremdanteil abnehmende Möglichkeit
zur gesellschaftlichen Integrierung und Assimilierung. Die Charakteristika der
„Ansiedlungs- oder Minderheitenproblematik" im Baltikum (vorausgehende ge-
steuerte Überfremdungspolitik bei gleichzeitiger Entrechtung der Eliten und einer
kulturellen Deformierung der Titularnationen durch das Sowjetsystem) lassen an-
gesichts der Siedlungskonzentrationen und der wirtschaftlichen Strukturmerkmale
eine Integrierung der Angesiedelten unvergleichbar schwieriger erscheinen, als in
denjenigen Fällen europäischer Minderheitenprobleme, die als Musterlösung gel-
ten. Dennoch scheint insbesondere in Estland die klare politische Zielvorgabe
Ansätze zu einer Identitätswendung innerhalb der russischsprachigen Bevölke-
rung erkennbar werden zu lassen6.
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Neben der erforderlichen Gesetzgebung in der Minderheiten-, Menschen-
rechts-, Staatsangehörigkeits- und Fremdenrechtsproblematik hatten die balti-
schen Nationen in den Jahren 1993/94 auch die rechtlichen Voraussetzungen für
eine rechtsstaatliche, wirtschaftspolitische, privat- und strafrechtliche sowie so-
zialpolitische Neustrukturiemng ihrer Staatswesen zu schaffen7.

Das Parteienwesen

Das Parteienwesen entwickelte sich in den drei baltischen Staaten mit unver-
gleichbar deutlichem Vorsprung zu demjenigen in anderen ehemaligen Republi-
ken der Sowjetunion. In Zielsetzung und politischer Orientierung ist die Nähe zu
westeuropäischer Parteientradition unverkennbar. Die ersten wahlbegründeten
Machtwechsel wurden denn auch zuerst im Februar 1993 in Litauen und darauf-
hin in Estland im März 1995 ohne größere Erschütterungen und unter Beibehal-
tung staatspolitischer Zielsetzungen überstanden. Gleiches gilt für Regierungs-
wechsel aufgrund innen- und parteipolitischer Inkompetenz. So verzeichnete die
konservative Isamaa-Regierung in Lettland unter Mart Laar 1994 einen Abstieg
in mehreren Schritten, der mit der Entlassung von vier Ministern im Januar be-
gann. Zwei weitere Entlassungen von Ministem folgten im Oktober. Dann räum-
te Laar vorübergehend dem parteilosen Tarand seinen Platz ein, bis mit den
Märzwahlen 1995 die Isamaa als regierungsbildende Partei zurückgedrängt wur-
de. Auch in Lettland kam es 1994 zu mehreren Krisen in der regierenden Koali-
tion, wie auch zum Rücktritt Außenministers Adreejevs aufgrund erwiesener
Kollaboration mit dem KGB. Auch hier wurde zwar im September eine neue
Minderheitenregierung gebildet, doch sehen alle Prognosen für die Parlaments-
wahlen im Oktober 1995 einen Umschwung voraus. Auch in Litauen schwang
das Pendel in den ersten Parlaments wählen vom Januar 1993 zur systemkonser-
vativen Demokratischen Arbeiterpartei unter ihrem Präsidenten Brasauskas zu-
rück, in den Kommunalwahlen im Frühjahr 1995 jedoch wieder auf die Seite der
rechtskonservativen Sajudis unter der Führung von Landsbergis.

Weitgehend unberücksichtigt blieben im Westen die besondere Schwierigkeit
der kleinen baltischen Völker, neue politische Eliten in kürzester Frist in einer
Zeit langfristiger Weichenstellung zu schaffen. Dialektisch widersprüchlich ergibt
sich hieraus jedoch gleichzeitig die vordringliche Herausforderung an die west-
lich integrierte Politik, schwerpunktmäßig die Herausbildung solcher Eliten zu
fördern, um die Stabilität in diesen Ländern langfristig sicherzustellen. Mithin
sollte europäische Erweiterungspolitik nicht nur als mechanisches Instrument,
sondern als aktive Qualifizierung verstanden werden.

Durchschreiten der wirtschaftlichen Talsohle

Die im Westen nicht immer berücksichtigte Verschiedenheit der drei baltischen
Nationen in sprachlicher, ethnischer, kultureller und historischer Hinsicht schlug
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sich auch in einer unterschiedlichen wirtschaftlichen Entwicklung nieder. Hier
steht das „estnische Wunder" einer aus sozialer Vorsicht nahezu stagnierend be-
hutsamen Wirtschaftsumstellung in Litauen gegenüber. Paradoxerweise sind hier-
für die anfänglichen sowjetischen Wirtschaftsblockaden 1991 und 1992 aus-
schlaggebend gewesen. Sie haben überall, wenn auch mit abgestufter Intensität,
eine Abkehr vom anfänglichen Glauben an den Osten als dem natürlichen Ab-
satzmarkt der baltischen Nationen und eine entschlossene Wendung nach Westen
bewirkt. Nach einer radikalen Finanzreform 1992 und 1993 konnte Estland 1994
ein Wirtschaftswachstum von 5% verzeichnen, bei Absinken des Landwirt-
schaftsanteils am Bruttoinlandsprodukt von 18,6 auf 6,9% und des Industriean-
teils von 38,1 auf 19,3%, bei gleichzeitigem Anstieg des Dienstleistungsanteils
von 34,7 auf 55,6%8. Während die radikale estnische Westorientierung (über
60%) den Anteil des Osthandels drastisch sinken ließ, hielt sich dieser Anteil in
Litauen jedoch bei 50% Einfuhren aus Rußland und 40% Ausfuhren. Allen drei
Staaten gelang eine wesentliche Stabilisierung der Geldwerte, 1994 das Erzielen
positiver Werte beim Wirtschaftswachstum und Estland konnte sich sogar zugute
halten lassen, auf einen „Index der ökonomischen Freiheit" auf Platz 17 vor al-
len Ostblockstaaten, ausgenommen die Tschechei, zu rangieren. Die Staatshaus-
halte pendelten sich 1994 auf Werten ein, die ein Erreichen der nach dem Ver-
trag über die Europäische Union (EUV) vorgesehenen Normen aussichtsreich er-
scheinen lassen (Estland -0,1, Lettland -4,0, Litauen -5,0)9.

Außenpolitische Stabilitätsdefizite

Die Außenpolitik der baltischen Staaten wird durch das Verhältnis zu Rußland
als einer europäischen Vormacht mit starken Interessen in diesem Raum einer-
seits und dem „Drang nach Westen" andererseits bestimmt. Die langwierigen
Verhandlungen über Staatsverträge waren nicht nur von der Problematik des
Truppenabzugs und der Minderheitenfrage überschattet, sondern auch von der
Auseinandersetzung über die während der Sowjetzeit der russischen Föderation
zugeschlagenen estnischen und lettischen Gebiete am Peipussee und um Abrene.
In Reval/Tallinn stärker noch als in Riga ist die Grenzproblematik jedoch vor al-
lem als Mittel verwendet worden, um eine Bestätigung der Souveränitätsverträge
von 1920 von Dropat/Tartu und Riga von Moskau zu erreichen. So hatte die
estnische Diplomatie bereits früh diskret signalisiert, daß die Grenzfrage nicht
kompromißlos behandelt würde. Auch hier besteht die Aussicht, daß die Annähe-
rung an den Westen, für die 1994/95 insbesondere die Balladur-Initiative Bedeu-
tung erlangte, zu einer Lösung der Grenzproblematik führt, wobei die russische
Seite bereits durch ein Dekret des Präsidenten vom Juni 1994 eine einseitige
Grenzfestlegung vollzogen hat10.

Bereits in der Frage des Truppenabzugs hatten sich die baltischen Staaten
nicht über die sowjetisch/russische Forderung nach jeweils bilateralen Verhand-
lungen hinwegzusetzen vermocht. Hierin zeigte sich die Schwierigkeit intrabalti-
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scher Kooperation. Ungeachtet der Wiederbelebung des „Baltischen Rates"
1990/91 ergaben sich in der Realisierung dieser Kooperation immer wieder
Schwierigkeiten und Unzulänglichkeiten - selbst in sicherheitspolitischen Fragen.
Die enge Beziehung Estlands zu Finnland und die Kontakte Litauens zu Polen
(ungeachtet spezifischer Schwierigkeiten infolge der historischen Besetzung des
Wilna-Gebiets durch Polen 1921-1939) verweist auf die sprachlichen und ge-
schichtlichen Hintergründe dieses Sachverhalts - der im übrigen Parallelen zum
Verhältnis der „Visegräd"-Staaten zueinander aufweist. Damit wurde diese be-
sondere Herausforderung der Osterweiterung auch im baltischen Raum deutlich.

Die westliche Welt als Stütze

Ihre Beziehung zum Westen konnten die baltischen Staaten auf die traditionelle
und ungebrochene Unterstützung für die baltische Souveränität während der ge-
samten Dauer des Zweiten Weltkrieges und des Kalten Krieges stützen. Hierin
gründet ein besonderes Interesse der westlichen Nationen am Schicksal der
baltischen Staaten, das sich in einer besonders intensiven Unterstützung während
der Wiedergewinnung der Souveränität niederschlug. In der Frage der Integration
in den Westen mußten sich die baltischen Staaten hingegen hinter den Visegräd-
Aspiranten einreihen lassen. Immerhin schlug sich das besondere Interesse an
dieser Region im Beschluß des WEU-Ministerrates vom 9. Mai 1994 nieder, den
baltischen Staaten den Status „assoziierter Partnerschaft" zu gewähren. Estland
konnte Anfang 1995 die Assoziierung zur EU ohne die sonst übliche Übergangs-
periode erlangen, nachdem 1994 mit allen drei Ländern Freihandelsabkommen
ausgehandelt wurden. Estland und Lettland konnten ihre Mitgliedschaft im
Europarat 1993 sichern, während die ungeklärte lettische Gesetzgebung in der
Minderheiten- und Staatsbürgerschaftsfrage eine Mitgliedschaft verzögerte.

Hingegen blieben vergleichbare Annäherungserfolge den baltischen Staaten in
der Frage einer NATO-Mitgliedschaft versagt. Die zunehmende Unverträglich-
keit großrussisch ausgerichteter Politik verschärfte diese Problematik in einem
Maß, das für eine stärkere Einbindung in die westlichen Sicherheitsstrukturen
wenig Spielraum zu lassen scheint. Insbesondere im baltischen Fall scheint sich
zu zeigen, daß das rasche Abrücken vom Konzept eines Annäherungsprozesses
über die „Partnerschaft für den Frieden" eine Stabilitätswahrende Aktionsauswei-
tung des Atlantischen Bündnisses eher kompliziert und Rußland dazu verleiten
könnte, sowohl Druck im Baltikum, als auch an einer noch ungenügend gesicher-
ten Interessenposition des Westens anzusetzen.

Bilanz

Die baltischen Staaten konnten bislang eine Annäherung auf Distanz an den We-
sten erreichen, bei gleichzeitigem Aufbau eines supraregionalen und interregiona-
len Beziehungsgeflechts. Für die nächsten Jahre stellen sich für sie drei große
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Herausforderungen: die staatliche und gesellschaftliche Konsolidierung, die Ab-
wehr der russischen Aggression und das Unterlaufen der westlichen Zurückhal-
tung, gegenüber einer stärkeren Integration in den Westen.
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